
Weder Querdenken  
noch Regierungs-

propaganda!
- Von Kevin Hoffmann -

Seit Monaten gehen in vie-
len Städten Deutschlands 

Menschen gegen die durch die 
Regierung verhängten Maß-
nahmen zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie auf die Stra-
ßen. Dabei unterscheiden sich 
die Teilnehmer:innen und ihre 
Motivation auf die Straße zu 
gehen stark. Wie also umgehen 
mit dieser uneinheitlichen Be-
wegung?

Die in der breiten Öffentlich-
keit als „Querdenker“ bekannt 

gewordene Bewegung gegen die 
immer neuen Maßnahmen der 
Regierung hat sich in den vergan-
genen Wochen mit wöchentlichen 
„Spaziergängen“ gewandelt und 
auch neue Themen aufgegriffen. 
Mit der Debatte um die Einfüh-
rung einer staatlichen Impfpflicht 
und der Ausweitung von Maß-
nahmen wie 2G und 2G+ hat sie 
erneut starken Zulauf aus unter-
schiedlichen Gesellschaftsschich-
ten bekommen.

Die allermeisten dieser De-

monstrationen eint, dass die Teil-
nehmer:innen sich aus verschie-
denen politischen Lagern und 
Klassen zusammensetzen. Auch 
die Forderungen und Beweggrün-
de der Menschen sind entspre-
chend unterschiedlich. Bei einem 
Großteil dieser Demonstrationen 
sind jedoch auch organisierte Fa-
schist:innen, Reichsbürger:innen 
und Anhänger:innen zahlreicher 
Verschwörungstheorien beteiligt 
oder stellen sogar das organisato-
rische Rückgrat der Aktionen und 
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ter:innenkämpfe. Anlass war auch 
hier die allgemeine Verteuerung 
der Waren, die mit einer Explosi-
on der Treibstoffpreise angefangen 
hat. Im Februar 2021 kam es des-
halb in vielen Städten des Landes 
zu großen Protesten, unter anderem 
von Eisenbahnarbeiter:innen, Er-
werbslosen und Studierenden. Das 
sudanesische Militär hat darauf 
reagiert, indem es scharfe Muni-
tion gegen die Demonstrant:innen 
einsetzte. Im Oktober verhängte es 
schließlich den Ausnahmezustand 
und setzte die Regierung des Lan-
des ab. Seitdem haben sich Protes-
te und Straßenkämpfe immer wei-
ter verschärft. 

Auch in der Türkei explodie-
ren die Preise infolge der Wirt-
schaftskrise und der Politik des 
Erdogan-Regimes. Deshalb kam es 
dort im Dezember zu landesweiten 
Massenmobilisierungen. In Istan-
bul, Ankara und anderen Städten 
des Landes forderten Arbeiter:in-

nen, Gewerkschafter:innen und 
Studierende unter anderem eine 
deutliche Erhöhung des Mindest-
lohns. Innerhalb des Jahres 2021 
sind die Lebensmittelpreise in dem 
Land im Durchschnitt um 50 Pro-
zent gestiegen. 

Zu Massenprotesten gegen die 
allgemeine Teuerung, die Aufhe-
bung von Subventionen oder die 
Erhöhung von Steuern kam es au-
ßerdem im Libanon, dem Irak 
und Kolumbien.  

Das deutsche Kapital und sein 
Staat beobachten die weltweiten 
Massenbewegungen gegen die 
Preissteigerungen mit großer Auf-
merksamkeit. Sie befürchten, dass 
es auch in Deutschland zu Unruhen 
kommen könnte, wenn sich die Le-
benssituation der Arbeiter:innen-
klasse deutlich verschlechtert und 
ein großer Teil durch explodieren-
de Preise in Armut gestürzt wird. 
Deshalb bemüht sich die neue Bun-
desregierung, mit Maßnahmen wie 

der Mindestlohnerhöhung oder der 
Abschaffung der Energie-Umlage 
einzelne Gruppen der Bevölkerung 
ruhigzustellen. Diese Maßnahmen 
sind jedoch nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. Und das Zusam-
menwirken von Krise, Pandemie 
und kapitalistischem Kampf um 
Maximalprofite lässt ihnen immer 
weniger Spielraum für einzelne 
soziale Abfederungen. Deshalb ist 
es notwendig, dass sich die Arbei-
ter:innen aus den verschiedensten 
Branchen zusammenschließen, 
eine klassenkämpferische Bewe-
gung gegen das Kapital aufbauen 
und den Kampf gegen die Teu-
erung auch hierzulande auf die 
Straßen und in die Betriebe tragen. 
Eine unmittelbare politische For-
derung, die eine solche Bewegung 
durchsetzen muss, ist die auto-
matische Anpassung aller Löhne, 
Renten und Sozialleistungen an die 
Preissteigerungen!
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sind an regelmäßigen Angriffen 
auf Journalist:innen beteiligt.

Daraus zu schlussfolgern, dass 
alle Menschen, die an solchen De-
monstrationen teilnehmen, „Nazis“ 
sind, denen man allein mit „Nazis 
Raus“-Rufen begegnen kann und 
muss, wäre jedoch fatal. Das ist al-
lerdings in vielen Städten der Au-
tomatismus, in den viele sich als 
links verstehende Menschen zur 
Zeit verfallen. Vielmehr müssen 
wir hier eben zwischen organisier-
ten Faschist:innen und den Men-
schen unterscheiden, die ehrlich 
die widersprüchlichen Maßnah-
men und das chaotische Agieren 
der Regierung und ihr Pandemie-
management auf dem Rücken der 
Arbeiter:innen und kleinen Laden-
besitzer:innen hinterfragen. Sie gilt 
es zu erreichen mit unseren Forde-
rungen, dass die Kapitalist:innen 
diese Krisen bezahlen müssen und 
der Überzeugung, dass ein wirk-
licher Gesundheitsschutz für alle 
Arbeiter:innen nur in einem Sys-
tem möglich ist, welches nicht wie 
die kapitalistische Produktion auf 
der größtmöglichen Ausbeutung 
der Arbeiter:innen beruht.

Schaffen wir eine 
Arbeiter:innebewe-
gung gegen Krise 
und Pandemie!

Was wir brauchen ist eine so-
ziale Bewegung von uns Arbei-
ter:innen und allen besonders von 
der anhaltenden Wirtschaftskrise 
und den Folgen der Corona-Pande-
mie betroffenen Menschen. Diese 
Bewegung muss es sich zur Auf-
gabe setzen, auf der einen Seite 
diejenigen die von diesen Krisen 
profitieren zur Kasse zu zwingen 
und auf der anderen Seite eine wir-
kungsvolle und wirklich wissen-
schaftlich fundierte Bekämpfung 
der Pandemie in unserem Interesse 
durchzusetzen.

Solch eine Bewegung fällt 
jedoch nicht vom Himmel und 
entsteht schon gar nicht durch 
die pauschale Verteufelung von 
Menschen, die gegen die Coro-
na-Maßnahmen und eine staatliche 
Impfpflicht auf die Straße gehen, 
sondern durch eigene Aktionen auf 
der Straße. Genauso wenig ent-
steht solch eine Bewegung durch 

subtiles Einstimmen in die Regie-
rungspropaganda rund um die im-
mer neuen und widersprüchlichen 
Pandemie-Maßnahmen. Denn we-
der das anbiedern an die wissen-
schaftsfeindliche Querdenkerbe-
wegung, noch der Ruf nach einem 
starken kapitalistischen Staat und 
immer weiteren Zwangsmaßnah-
men führt zur Herausbildung von 
Klassenbewusstsein und einer 
starken revolutionären Bewegung, 
welche unsere Forderungen und 
Interessen durchsetzen könnte.

Auch und gerade in der Pande-
mie müssen wir daher den Klas-
senkampf um die Köpfe und auf 
der Straße mit voller Energie füh-
ren. Sei es durch den Kampf gegen 
die Abwälzung der Krisenlasten 
auf unseren Rücken, die Interven-
tion in aktuellen Tarifauseinander-
setzungen, im Kampf gegen den 
Abbau und die Einschränkung un-
serer Grundrechte unter dem Mot-
to der Pandemiebekämpfung oder 
Aktionen gegen die weitere Ent-
eignung unserer Klasse durch so 
starke Preissteigerungen wie seit 
Jahrzehnten nicht mehr.
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Weltweite  
Arbeiter:innenkämpfe  

gegen steigende Preise
- Von Thomas Stark -

Quer über den Globus kämpft 
die Arbeiter:innenklasse 

gegen steigende Preise. Vor al-
lem durch die Verteuerung von 
Lebensmitteln, Energie und 
Treibstoff versuchen Kapital 
und Nationalstaaten eine Um-
verteilung von unten nach oben 
durchzusetzen. Der Kampf um 
die Preise ist in dieser Krise auch 
in Deutschland angekommen. 

Ob im Supermarkt, an der 
Tankstelle oder bei Strom und 
Heizkosten. Verbraucher:innen in 
Deutschland können den Preisen 
inzwischen geradezu beim Steigen 
zusehen. Im Dezember 2021 sind 
die Verbraucherpreise in Deutsch-
land gegenüber dem Vorjahr im 
Durchschnitt um 5,3 Prozent an-
gestiegen. Nahrungsmittel wurden 
um 6 Prozent teurer, Energie sogar 

um 18,3 Prozent. Die Ursachen für 
die steigenden Preise sind insbe-
sondere Stockungen in den welt-
weiten Lieferketten infolge von 
Wirtschaftskrise und Pandemie, 
der Umbau der kapitalistischen 
Wirtschaft auf neue Energieträger 
sowie die Versorgung der kapita-
listischen Wirtschaft mit billigem 
Geld durch Staaten und Noten-
banken. Zahlen müssen die hohen 
Preise jedoch vor allem die Ar-
beiter:innen. Was hier stattfindet, 
ist eine historische Umverteilung 
gesellschaftlichen Reichtums von 
unten nach oben, von der Arbei-
ter:innenklasse zu den Spitzen 
der Kapitalist:innenklasse. Diese 
Erscheinung findet weltweit statt, 
und sie führt seit mehreren Jahren 
quer über den Globus zu heftigen 
Klassenkämpfen. 

Vor wenigen Wochen hat die 
Verdoppelung der Erdgaspreise 
in Kasachstan innerhalb weni-
ger Tage zu einem Volksaufstand 
geführt. Dieser begann als Streik 
von Öl- und Gasarbeiter:innen 
gegen die Teuerung und für mehr 
Lohn. Die kasachische Regierung 
hatte die staatlichen Subventionen 
seit 2019 immer weiter herunter-
gefahren und das Land für ame-
rikanische Ölkonzerne geöffnet. 
Anfang Januar kam es dann zu ei-
ner plötzlichen Verdoppelung des 
Gaspreises. Die kasachische Re-
gierung hat den Aufstand mithil-
fe der russischen Armee und den 
Streitkräften anderer Länder brutal 
niederschlagen lassen und dabei 
Hunderte Arbeiter:innen getötet.

Der Sudan ist seit vielen Mo-
naten Schauplatz heftiger Arbei-
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